
Kapitalbezug aus zweiter Säule:
Missbrauch schwer zu ermitteln
Pensionierung Wer in den wohlverdienten Ruhestand geht, kann derzeit zwischen einer einmaligen Auszahlung und lau-
fenden Bezügen wählen. Wer die erste Variante wählt, hat später dennoch Anspruch auf Ergänzungleistungen der AHV.

Wer den Kapitalbezug aus 
der betrieblichen Per-
sonalvorsorge bezie-
hungsweise AHV-Ergän-

zungsleistungen bezieht, konnte der 
Regierungsrat Thomas Zwiefelhofer 
in der Beantwortung einer Kleinen 
Anfrage vom FBP-Abgeordneten 
Wendelin Lampert nicht sagen. Es 
handle sich schliesslich um höchst-
persönliche Daten des Versicherten. 
Auch könne derzeit keine Verbin-
dung zwischen dem Bezug des Kapi-
tals aus der zweiten Säule und dem 
Bezug von Ergänzungsleistungen 
der AHV beziehungsweise IV herge-
stellt werden. «Es ist zu berücksich-
tigen, dass der Nachweis eines kau-
salen Zusammenhanges äusserst 
komplex ist, da die Ereignisse meh-

rere Jahre auseinanderliegen kön-
nen», erläutert Zwiefelhofer. 

Missbrauch sei «stossend»

Fälle,  in welchem das BPVG-Gutha-
ben nicht für den Vorsorgezweck 
verwendet werde und schlussend-
lich zu einem Bezug von Ergän-
zungsleistungen der AHV/IV führe, 
fände zwar auch die Regierung «stos-
send».  Doch selbst wenn der Regie-
rung die Namen jener Personen, 
welche einen Kapitalbezug im Alter 
getätigt haben, bekannt wären, kön-
ne der kausale Zusammenhang nicht 
hergestellt werden. «Schliesslich 
kann aber auch bei Bezügern von Er-
gänzungsleistungen, welche ihr Al-
tersguthaben als Kapital bezogen 
haben, nicht ausgeschlossen wer-

den, dass sie diese auch im Falle ei-
nes Rentenbezugs benötigt hätten», 
gibt der Justizminister zu bedenken. 
Von einer Aufhebung oder Ein-
schränkung der Möglichkeit zum 
Bezug der Kapitalleistung bei Errei-
chen des Rentenalters ohne 
Vorliegen eines Nachwei-
ses des Zusammen-
hangs rät er ab.  Es 
handle sich bei der 
betrieblichen Vorsor-
ge um eine mit Ge-
sta ltungsmögl ich-
keiten und überobli-
gatorischen Leis-
tungen, an welcher 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer teil-
nehmen. «Daraus ergeben sich für 
beide Seiten Rechte und Pflichten», 

mahnt Zwiefelhofer. Der Arbeitneh-
mer habe grundsätzlich das Recht, 
seine Vorsorge im Rahmen des reg-
lementarisch Zulässigen zu gestal-
ten. Sprich, er hat die Wahl zwi-
schen dem Bezug einer Rente, Kapi-
talleistung oder Mischform aus die-

sen beiden Formen.
Wendelin Lampert wollte 
schliesslich noch wissen, 
wer denn in letzter Konse-
quenz beispielsweise ein 
Pflegeheim bezahlen müss-
te, sollte der Kapitalbezug 

aufgebraucht sein. Die Diffe-
renz zwischen dem Einkom-

men und den Lebenserhaltungs-
kosten würden durch AHV-Ergän-
zungsleistungen übernommen, gab 
Thomas Zwiefelhofer Auskunft.


